
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:____________ nein

BGB § 164; ScheckG Art. 12

a) Die Frage, ob der Unterzeichner eines Schecks im eigenen 
Namen oder in dem des Kontoinhabers gehandelt hat, kann 
aus der Sicht der bezogenen Bank anders zu beurteilen 
sein als aus der eines Schecknehmers. Für die bezogene 
Bank ist die auf dem Scheck befindliche Kontonummer an­
ders als für einen Schecknehmer von herausragender Be­
deutung .

b) Der Vertretene ist gegen einen Mißbrauch der Vertre­
tungsmacht im Verhältnis zum Vertragspartner nur dann 
geschützt, wenn der Mißbrauch aufgrund massiver Ver­
dachtsmomente objektiv evident ist.

c) Das Vorliegen solcher Verdachtsmomente bei der Ausstel­
lung von Schecks ist eine Frage des Einzelfalles. Die 
Änderung der Kontonummer in der Kodierzeile eines 
Scheckformulars gibt für sich allein grundsätzlich kei­
nen Anhaltspunkt für einen Mißbrauch der Vetretungs- 
macht.

BGH, Urteil vom 19. April 1994 - XI ZR 18/93 - OLG Frankfurt am MailLG Frankfurt am Mail



BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

XI ZR 18/93
URTEIL

Verkündet am:19. April 1994 
Wrede,
Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

I



2

Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 19. April 1994 durch den Vorsit­
zenden Richter Schimansky und die Richter Dr. Halstenberg, 
Dr. Schramm, Nobbe und Dr. van Gelder

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 9. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main vom 16. Dezember 1992 aufge­
hoben, soweit zum Nachteil der Beklagten er­
kannt worden ist.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
2. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt am 
Main vom 5. Juli 1991 wird in vollem Umfang zu­
rückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten der Rechtsmittel­
verfahren.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Tatbestand:

Der Kläger, der Zentralrat der Juden in Deutschland, 
und die beklagte Bank streiten über Ansprüche aus einem Gi- 
rovertrag im Zusammenhang mit Veruntreuungen, die der frü­
here Vorsitzende des Klägers, N., mit Hilfe von Schecks und 
Überweisungen begangen hat. Dem liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde:

Nach Verhandlungen, die auf Seiten des Klägers vor al­
lem von N. geführt worden waren, stellte die Bundesregie­
rung in den Jahren 1980 bis 1985 im Rahmen der Wiedergutma­
chung für jüdische Opfer nationalsozialistischer Gewaltmaß­
nahmen zur Abgeltung von Härten in Einzelfällen 400 Millio­
nen DM und für Aufgaben des Klägers weitere 40 Millionen DM 
auf dessen Konto bei der B. Bank zur Verfügung. Teilbeträge 
transferierte N. auf das Girokonto des Klägers bei der Be­
klagten. Dieses hatte N., der den Kläger nach dessen Sat­
zung gemeinschaftlich mit einem Mitglied des Verwaltungs­
rats vertrat, mit Genehmigung eines Verwaltungsratsmit­
glieds eröffnet und sich Einzelzeichnungsbefugnis einräumen 
lassen. Von den transferierten Geldern veruntreute N. von 
1980 bis zu seinem Tode im Januar 1988 mehr als 20 Millio­
nen DM.

Für seine Veruntreuungen benutzte er vor allem Scheck­
formulare, die ihm von der Beklagten für ein bei ihr ge­
führtes Girokonto seiner Einzelfirma zur Verfügung gestellt 
worden waren. Er strich die maschinenlesbare Kontonummer in 
der Kodierzeile durch, ersetzte sie durch die Kontonummer 
des Klägers, Unterzeichnete die nicht mit einer Empfänger-

t
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angabe versehenen Schecks ohne Vertretungszusatz und ließ 
sie ganz überwiegend durch die B. Bank zugunsten eigener 
dort geführter Firmenkonten einziehen. Ab Dezember 1983 
enthielten die von ihm benutzten Scheckformulare die einge­
druckte Ausstellerangabe "Fa. 0. N. ...".

Gegenstand des Rechtsstreits sind zwei solche Schecks 
vom 8. August 1986 über 50.000 DM und vom 23. September 
1987 über 100.000 DM. Streitbefangen ist ferner ein am 
30. November 1987 ausgeführter, nicht datierter und nicht 
Unterzeichneter Überweisungsauftrag des Klägers über 
60.000 DM zugunsten des bei der Beklagten geführten Kontos 
einer GmbH, an der N. maßgeblich beteiligt war. In der 
Spalte "Verwendungszweck" ist vermerkt: "Übertrag gemäß te­
lefonischer Unterredung mit Herrn N.".

Der Kläger ist der Ansicht, die Beklagte habe die 
Schecks nicht einlösen und den Überweisungsauftrag nicht zu 
Lasten seines Kontos ausführen dürfen.

Das Landgericht hat die Klage über 210.000 DM zuzüg­
lich Zinsen abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat ihr in 
Höhe von 70.000 DM nebst Zinsen stattgegeben. Die Revision 
des Klägers ist vom Senat nicht angenommen worden. Mit ih­
rer selbständigen Revision verfolgt die Beklagte ihren Kla­
geabweisungsantrag weiter.



5

Entscheidunqsgründe:

Die Revision der Beklagten ist begründet; sie führt 
zur Wiederherstellung des klageabweisenden landgerichtli­
chen Urteils.

I.

Das Berufungsgericht hat einen Anspruch des Klägers 
auf Zahlung von 70.000 DM aus §§ 675, 667 BGB für gegeben 
erachtet und dazu im wesentlichen ausgeführt:

Zwischen den Parteien seien ein Girovertrag mit Ein­
zelzeichnungsbefugnis für N. sowie ein Scheckvertrag wirk­
sam zustande gekommen. Bei der Ausstellung der Schecks habe 
N., wie aus der Änderung der Kontonummer ersichtlich sei, 
den Kläger verpflichten wollen. Die Beklagte habe die 
Schecks gleichwohl nicht zu Lasten des Girokontos des Klä­
gers einlösen dürfen, da N. seine Vertretungsmacht miß­
braucht habe und der Mißbrauch sich der Beklagten habe auf­
drängen müssen. Ihr sei bekannt gewesen, daß die Gelder auf 
dem Konto des Klägers von der Bundesregierung zur Verfügung 
gestellt worden seien. Daß N. darüber unter Änderung der 
Kontonummer Schecks mit der eingedruckten Ausstellerangabe 
"Fa. 0. N. ..." ausgestellt habe, habe der Beklagten ver­
dächtig erscheinen müssen. Sie habe sich fragen müssen, 
warum N. die Schecks nicht korrekt ausgestellt habe, obwohl 
er als Kaufmann habe wissen müssen, daß für Außenstehende 
der falsche Eindruck erweckt werde, Ausstellerin sei die 
Firma 0. N. Die erst im Jahre 1987 erfolgte Anregung der

I
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Beklagten an N., für Scheckverfügungen zu Lasten des Kontos 
des Klägers getrennte Vordrucke zu verwenden, sei zu spät 
erfolgt. Abgesehen davon sei die Erklärung N's., er wolle 
seine Bankgeschäfte möglichst einfach halten, bei der Zahl 
seiner Scheckverfügungen benötige er keine separaten Formu­
lare, erkennbar ausweichend gewesen und habe angesichts der 
Vermengung eigener Geschäfte mit Verfügungen über das Konto 
des Klägers in besonderer Weise Verdacht erregen müssen.
Das gelte auch unter Berücksichtigung des Umstands, daß N. 
im öffentlichen Leben eine hervorragende Stellung eingenom­
men und als integer gegolten habe. Angesichts des sich je­
denfalls seit 1984 aufdrängenden Mißbrauchs der Vertre­
tungsmacht habe der Beklagten auch die Überweisung vom 
30. November 1987 verdächtig erscheinen müssen.

Die Klageforderung sei jedoch wegen überwiegenden Mit­
verschuldens des Klägers in Höhe von zwei Dritteln gemin­
dert. Der Kläger habe es grob fahrlässig unterlassen, die 
Verwendung der von der Bundesregierung zur Verfügung ge­
stellten Gelder ausreichend zu kontrollieren.

II.

Diese Beurteilung hält der rechtlichen Nachprüfung in 
wesentlichen Punkten nicht stand.

1. Zutreffend ist allerdings der Ausgangspunkt des Be­
rufungsgerichts, zwischen den Parteien sei ein Scheckver­
trag geschlossen worden.

E,
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a) Aufgrund seiner Einzelzeichnungsberechtigung, die 
ihm bei Eröffnung des Girokontos wirksam eingeräumt worden 
war, konnte N. einen solchen Vertrag für den Kläger schlie­
ßen. Bei Girokonten umfaßt die Vollmacht auch das Recht, 
über Guthaben mit Hilfe von Schecks zu verfügen und solche 
zu begeben (BGH, Urteil vom 9. Juni 1986 - II ZR 193/85,
WM 1986, 901, 902). Mit der Einlösung des ersten Schecks, 
den N. für den Kläger auf die Beklagte gezogen hat, ist 
zwischen den Parteien konkludent ein Scheckvertrag zustande 
gekommen (vgl. Canaris, Bankvertragsrecht 3. Aufl.
Rdn. 698).

b) Entgegen der Ansicht des Klägers ist die Auslegung 
des Berufungsgerichts, N. sei bei der Ausstellung der 
Schecks im Namen des Klägers aufgetreten, nicht zu bean­
standen. Die Rüge, das Berufungsgericht habe den Grundsatz 
der Scheckstrenge sowie die Entscheidung BGHZ 65, 218,
220 f. nicht hinreichend beachtet, ist. schon im Ansatz ver­
fehlt. Die genannte Entscheidung, nach der sich aus der 
Kontonummer auf einem Scheck nicht ergibt, daß der Scheck­
unterzeichner im Namen des Kontoinhabers handeln wollte, 
und der Grundsatz der Scheckstrenge betreffen den scheck­
rechtlichen Begebungsvertrag zwischen dem Aussteller und 
dem ersten Schecknehmer sowie den Scheckverkehr, nicht aber 
den hier bedeutsamen Scheckvertrag zwischen der bezogenen 
Bank.und dem Kontoinhaber. Die aus der Sicht eines sorgfäl­
tigen Erklärungsempfängers zu beurteilende Frage, ob der 
Ünterzeichner eines Schecks im eigenen Namen oder aber in 
dem des Kontoinhabers gehandelt hat, kann aus der Sicht der 
bezogenen-Bank anders zu beantworten sein als aus der eines 
Schecknehmers.



8

Einen solchen Fall hat das Berufungsgericht rechtsfeh­
lerfrei hier für gegeben erachtet. Aus der Änderung der 
Kontonummer in der Kodierzeile der N. für das Girokonto 
seiner Einzelfirma überlassenen Scheckformulare mußte die 
Beklagte als bezogene Bank entnehmen, daß die Schecks zu 
Lasten des Kontos des Klägers eingelöst werden sollten. Das 
gilt entgegen der Ansicht des Klägers auch unter Berück­
sichtigung des Umstands, daß N. die beiden streitigen 
Schecks unter der eingedruckten Ausstellerangabe "Fa. 0.
N. ..." unterzeichnet hat. Als Firmeninhaber konnte N. über 
das Konto des Klägers nicht verfügen. Einen Sinn machte die 
Angabe der Kontonummer des Klägers aus der Sicht der Be­
klagten nur, wenn er als Vertreter des Klägers handeln 
wollte.

2. Rechtsfehlerhaft ist dagegen die Ansicht des Beru­
fungsgerichts, der Beklagten habe sich der Mißbrauch der 
Vertretungsmacht durch N. aufdrängen müssen mit der Folge, 
daß sie die streitigen Schecks nicht habe einlösen dürfen. 
Das Berufungsgericht hat bei der Anwendung der Grundsätze 
über die Beachtlichkeit eines Mißbrauchs der Vertretungs­
macht wesentliche Gesichtspunkte nicht hinreichend berück­
sichtigt oder unrichtig gewürdigt.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs,. von der das Berufungsgericht ausgegangen ist, ist das 
Risiko eines Mißbrauchs der Vertretungsmacht grundsätzlich 
vom Vertretenen zu tragen. Dem Vertragspartner obliegt im 
allgemeinen keine besondere Prüfungspflicht, ob und inwie­
weit der Vertreter im Innenverhältnis gebunden ist, von ei­
ner nach außen unbeschränkten Vertretungsmacht nur begrenz-

I



9

ten Gebrauch zu machen. Der Vertretene ist gegen einen er­
kennbaren Mißbrauch der Vertretungsmacht im Verhältnis zum 
Vertragspartner aber dann geschützt, wenn der Vertreter von 
seiner Vertretungsmacht in ersichtlich verdächtiger Weise 
Gebrauch gemacht hat, so daß beim Vertragspartner begründe­
te Zweifel entstehen mußten, ob nicht ein Treueverstoß des 
Vertreters gegenüber dem Vertretenen vorliege (BGHZ 50,
112, 114; BGH, Urteil vom 10. Dezember 1980 - VIII ZR 
186/79, WM 1981, 66, 67; BGH, Urteil vom 14. Mai 1986 
- IVa ZR 146/85, WM 1986, 1061, 1062; BGH, Urteil vom 
8. März 1989 - IVa ZR 353/87, WM 1989, 1068, 1069). Notwen­
dig ist dabei eine massive Verdachtsmomente voraussetzende 
objektive Evidenz des Mißbrauchs (Senatsurteil vom 
28. April 1992 - XI ZR 164/91, WM 1992, 1362, 1363).

b) Von einer solchen Evidenz kann hier keine Rede
sein.

aa) Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts nahm 
N. als Vorsitzender des Klägers im öffentlichen Leben der 
Bundesrepublik Deutschland eine hervorragende Stellung ein. 
Als anerkannter, geachteter und integer geltender Repräsen­
tant des Klägers und der jüdischen Gemeinden in Deutschland 
überzeugte vor allem er die Bundesregierung von der Notwen­
digkeit, zur Abgeltung von Härten in Einzelfällen für aus 
formellen Gründen nicht entschädigte jüdische Opfer der na­
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft 400 Millionen DM und 
für Aufgaben des Klägers weitere 40 Millionen DM zur Verfü­
gung zu stellen. Daß eine solche Persönlichkeit die Mög­
lichkeit, über die vorgenannten Gelder zu verfügen, miß-

i



10

brauchen könnte, um sich um mehr als 20 Millionen DM per­
sönlich zu bereichern, war in hohem Maße unwahrscheinlich.

bb) Nicht erkennbar war für die Beklagte, die in die 
interne Organisation des Klägers keinen Einblick hatte, daß 
für Gelder in Höhe von 440 Millionen DM beim Kläger eine 
geordnete Buchführung nicht existierte und die ordnungsge­
mäße Verwaltung und bestimmungsgemäße Verwendung weder 
durch Gremien des Klägers noch durch staatliche Stellen 
kontrolliert wurde. Die Beklagte, die mit organisatorischen 
Mißständen und Versäumnissen solchen Ausmaßes bei einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts nicht rechnen konnte, 
hatte bei Einlösung der streitigen Schecks keinen Anlaß zu 
dem Verdacht, die vorausgegangenen etwa 120 Scheckverfügun­
gen, mit denen N. mehr als 20 Millionen DM veruntreut hat­
te, könnten dem Kläger unbekannt geblieben sein. Dem kann, 
anders als das Berufungsgericht gemeint hat, nicht entge­
gengehalten werden, Verdachtsmomente hätten bestanden, weil 
es für eine Kenntnis des Klägers von den nicht korrekt aus­
gestellten Schecks keine ausreichenden Anhaltspunkte gege­
ben habe.

cc) solche Verdachtsmomente können entgegen der An­
sicht des Berufungsgerichts auch nicht darin gesehen wer­
den, daß N. unter Änderung der maschinenlesbaren Kontonum­
mer in der Kodierzeile zahlreiche Schecks mit der einge­
druckten Ausstellerangabe "Fa. 0. N. ..." auf das Konto des 
Klägers bei der Beklagten gezogen hat. Die Kodierzeile auf 
Scheckformularen dient der Erleichterung der technischen 
Abwicklung des Scheckverkehrs durch die Banken. Änderungen 
geben grundsätzlich für sich allein keinen Anhaltspunkt für

V
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einen Mißbrauch der Vertretungsmacht durch den Vertreter im 
Innenverhältnis zum Kontoinhaber.

Die Ausstellerangabe "Fa. 0. N. ..." wurde, was das 
Berufungsgericht unberücksichtigt gelassen hat und die Re­
vision mit Recht rügt, nicht auf Wunsch von N., sondern auf 
Veranlassung der Beklagten in die Scheckformulare einge­
druckt. Nach Anschaffung einer neuen Kodiermaschine gab die 
Beklagte an Firmenkunden routinemäßig nur noch Formulare 
mit eingedruckter Firmenangabe aus. Daß bei Teilnehmern des 
Scheckverkehrs der Eindruck vermittelt wurde, die auf sol­
chen Formularen ausgestellten Schecks gingen zu Lasten ei­
nes Kontos der Firma 0. N., mußte unter den gegebenen Um­
ständen bei der Beklagten keinen Verdacht erregen. Die vor­
genannten Schecks, die keine Empfängerangabe aufwiesen und 
fast ausnahmslos über runde höhere Beträge lauteten, wurden 
der Beklagten ganz überwiegend über die B. Bank zur Einlö­
sung vorgelegt. Bei dieser unterhielt der Kläger, wie die 
Beklagte wußte, ein wesentliches Konto zur Abwicklung der 
von der Bundesregierung zur Verfügung gestellten Gelder. 
Auch für dieses Konto hatte N. Einzelvollmacht. Für die Be­
klagte, die die Scheckeinreicher in aller Regel nicht kann­
te und nicht kennen konnte, lag es danach nahe, in den 
Schecks bloße ZahlungsVorgänge von einem auf ein anderes 
Konto des Klägers zu sehen.

dd) Anders als das Berufungsgericht gemeint hat, erga­
ben sich massive Verdachtsmomente für einen Vollmachtsmiß­
brauch auch nicht aus der Reaktion N's. auf die Anregung 
der Beklagten, für Scheckverfügungen über das Guthaben des 
Klägers gesonderte Scheckformulare zu verwenden. Die Erklä-
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rung N's., er wolle seine Bankgeschäfte möglichst einfach 
halten und benötige bei der Zahl seiner Scheckverfügungen 
keine separaten Formulare, konnte zwar nicht recht befrie­
digen. Die erforderliche objektive Evidenz eines Voll­
machtsmißbrauchs ergab sich daraus unter Berücksichtigung 
aller relevanten Umstände des Falles, insbesondere der her­
vorragenden Stellung, die N. als Repräsentant des Klägers 
im öffentlichen Leben einnahm, jedoch nicht.

3. Von Rechtsirrtum beeinflußt ist auch die Auffassung 
des Berufungsgerichts, angesichts des sich seiner Meinung 
nach aufdrängenden Mißbrauchs der Vertretungsmacht bei den 
Scheckverfügungen habe der Beklagten auch die Überweisung 
vom 30. November 1987 verdächtig erscheinen müssen. Bei der 
Ausstellung der Schecks hat N., wie dargelegt, von seiner 
Vertretungsmacht nicht in ersichtlich verdächtiger Weise 
Gebrauch gemacht. Allein aus der streitbefangenen Überwei­
sung konnte die Beklagte, wie auch das Berufungsgericht 
nicht verkannt hat, nicht entnehmen, daß N. seine Vertre­
tungsmacht mißbrauchte. Das Fehlen einer Unterschrift unter 
dem Überweisungsauftrag spricht unter Berücksichtigung des 
Vermerks "Übertrag gemäß telefonischer Unterredung mit 
Herrn N." lediglich für eine telefonische Auftragsertei­
lung. Daß Überweisungsempfänger eine GmbH war, an der N. 
als Gesellschafter maßgeblich beteiligt war, mußte die Be­
klagte nicht mißtrauisch machen. Über das Valutaverhältnis 
und die beteiligten Interessen ihrer Kunden braucht sich 
die Überweisungsbank grundsätzlich keine Gedanken zu ma­
chen. Sie wird im Überweisungsverkehr nur zum Zwecke eines 
technisch einwandfreien, einfachen und schnellen Zahlungs­
verkehrs tätig (Senatsurteil vom 30. Juni 1992 - XI ZR
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145/91, WM 1992, 1392, 1394). Abgesehen davon waren durch­
aus Rechtsbeziehungen denkbar, die der Überweisung zugrunde 
liegen konnten, wie etwa ein Vergütungsanspruch N's. gegen 
den Kläger, den er mit der Überweisung realisierte.

III.

Auf die Revision der Beklagten war das Berufungsurteil 
daher, soweit zu ihrem Nachteil erkannt worden ist, aufzu­
heben und durch Zurückweisung der Berufung des Klägers in 
vollem Umfang das klageabweisende landgerichtliche Urteil 
wiederherzustellen.

Schimansky Dr. Halstenberg Dr. Schramm

Nobbe Dr. van Gelder
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